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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes 

über die Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forst- 
wirtschaft nach Durchschnittssätzen 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen (GDL) enthält eine bis 
zum Ablauf des Wirtschaftsjahres 1971/72 befristete Übergangs- 
regelung, um die Zeit bis zum Vorliegen der neuen Einheitswerte 
zu überbrücken. Die Einheitswerte werden zum Ende dieses 
Wirtschaftsjahres noch nicht vollständig vorliegen. 

Ebenfalls befristet ist ein Freibetrag für alle Land- und Forst- 
wirte von 1200/2400 DM. 


B. Lösung 

Die Übergangsregelung wird bis zum Ende des Wirtschafts- 
jahres 1973/74 verlängert. 

Der Freibetrag wird auch noch für den Veranlagungszeitraum 
1973 gewährt. 


C. Alternativen 

keine Einwendungen des Bundesrates 


D. Kosten 

Steuermindereinnahmen von 830 Millionen DM, davon 357 Mil- 
lionen DM zu Lasten des Bundes 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Dezember 1971 

1/4 (IV/4) — 52200 — Ei 5/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Ermitt- 
lung des Gewinns aus Land- und Forstwirt- 
schaft nach Durschnittsätzen und des 
Einkommensteuergesetzes 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Fi- 
nanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 375. Sitzung am 17. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2983 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Ermittlung des Gewinns 
aus Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen und des 
Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über die Ermittlung des Ge- 
winns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durch- 
schnittsätzen 

Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen 
vom 15. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1350), 
zuletzt geändert durch das Zweite Steueränderungs- 
gesetz 1971 vom 10. August 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1266), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 erhält folgende Fassung: 

.4 H 

Anwendung 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 10 sind insoweit 
anzuwenden, als sie für die Gewinnermittlung 
nach § 12 von Bedeutung sind." 

2. In § 12 werden die Jahreszahlen „1971/72" je- 
weils durch die Jahreszahlen „1973/74" ersetzt. 

3. § 16 a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für Steuerpflichtige, die einen Antrag 
nach § 12 Abs. 2 in der vor dem Inkrafttreten 


des Steueränderungsgesetzes 1968 geltenden 
Fassung gestellt haben, endet die Verpflich- 
tung, Bücher zu führen und Abschlüsse zu 
machen, mit dem Ablauf des Wirtschaftsjah- 
res 1967/68. Für Steuerpflichtige, die einen An- 
trag nach § 12 Abs. 2 in der Fassung des 
Steueränderungsge setze s 1968 gestellt haben, 
endet die Verpflichtung, Bücher zu führen und 
Abschlüsse zu machen, mit dem Ablauf des 
Wirtschaftsjahres 1971/72." 

Artikel 2 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom , . , 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) wird wie folgt geändert: 

In § 52 Abs. 17 Satz 4 wird die Jahreszahl „1972" 
durch die Jahreszahl „1973" ersetzt. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

a) Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsät- 
zen (GDL) regelt die Gewinnermittlung für die 
nichtbuchführungspflichtigen Landwirte. In seiner 
Grundsatzregelung sieht das GDL eine Gewinn- 
ermittlung auf der Grundlage der Einheitswerte 
der Hauptfeststellung 1964 vor. In der derzeitig 
geltenden Fassung ist das GDL letzmals für die 
Gewinnermittlung des Wirtschaftsjahres 1972/73 
anzuwenden. 

Da die maßgebenden Einheitswerte nicht recht- 
zeitig Vorlagen, enthält § 12 GDL eine Über- 
gangsregelung für die Wirtschaftsjahre bis ein- 
schließlich 1971/72 (30. April 1972 bzw. 30. Juni 
1972), nach der die Gewinne bis zu diesem Zeit- 
punkt unabhängig von den Einheitswerten nach 
der Art der Bodennutzung (Hackfruchtanteil) und 
der Anzahl der familieneigenen Arbeitskräfte er- 
mittelt werden. 

Da die Einheitswerte der Hauptfeststellung auf 
den 1. Januar 1964 auch bis zum Ablauf des 
Wirtschaftsjahres 1971/72 noch nicht vollständig 
vorliegen werden, sieht der Entwurf eine Ver- 
längerung der Geltungsdauer der derzeitigen 
Übergangsregelung des § 12 und weiterer Vor- 
schriften des GDL bis zum Ende des Wirtschafts- 
jahres 1973/74 vor. 

b) Mit dem GDL ist im Jahre 1965 ein Freibetrag 
von 1200 DM (Ehegatten 2400 DM) für alle Land- 
und Forstwirte eingeführt worden. Dieser Frei- 
betrag ist nach § 52 Abs. 17 Einkommensteuer- 
gesetz letztmals für den Veranlagungszeitraum 
1972 zu gewähren. Es erscheint angebracht, die- 
sen Freibetrag um 1 Jahr zu verlängern. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Durch Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs (§11 GDL) 
wird der Anwendungsbereich der einzelnen Vor- 
schriften geregelt. Wesentliche Teile der §§ 1 bis 10 
des GDL, die die Vorschriften über die einheitswert- 
abhängige Gewinnermittlung enthalten, sind auch 
bei der Gewinnermittlung nach § 12 GDL (Über- 


gangsregelung) anzuwenden. Durch den geänderten 
§ 1 1 GDL wird sichergestellt, daß die Gewinnermitt- 
lung in den Wirtschaftsjahren 1972/73 und 1973/74 
nach den gleichen Grundsätzen erfolgt wie in den 
Wirtschaftsjahren 1965/66 bis 1971/72. 

Zu Nummer 2 

Durch Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs erfolgt 
die Verlängerung der Übergangsvorschriften des 
§ 12 GDL bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 
1973/74. Aus den Änderungen der §§ 11 und 12 GDL 
(Artikel 1 Nr. 1 und 2) ergibt sich, daß das GDL 
letztmalig für die Gewinnermittlung des Wirtschafts- 
jahres 1973/74 anzuwenden ist. In Fällen, in denen 
der Steuerpflichtige nach Inkrafttreten dieses Ände- 
rungsgesetzes einen Antrag stellt, freiwillig geführte 
Bücher der Besteuerung zugrunde zu legen, ist er 
nach § 12 Abs. 2 GDL verpflichtet, bis zum Ablauf 
des Wirtschaftsjahres 1973/74 Bücher zu führen und 
Abschlüsse zu machen. 

Zu Nummer 3 

a) Durch die Erweiterung der in § 16 a GDL enthal- 
tenen Schlußvorschriften wird der bisherige 
Wortlaut zu Absatz 1. 

b) Der neue Absatz 2 in § 16 a GDL enthält Bestim- 
mungen, inwieweit die Vorschriften des § 12 
Abs. 2 GDL in ihren bisherigen Fassungen noch 
anzuwenden sind (Zugrundelegung der freiwil- 
ligen Buchführung bei der Besteuerung) . 

Zu Artikel 2 

Durch Artikel 2 des Gesetzentwurfs wird die Gewäh- 
rung des Freibetrags für alle Land- und Forstwirte 
um ein Jahr verlängert. Dadurch wird sichergestellt, 
daß entsprechend der weiteren Anwendung des GDL 
auch der bisher gewährte Freibetrag im Kalender- 
jahr 1973 von den Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft abgezogen werden kann. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 des Gesetzentwurfs enthält die Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 des Gesetzentwurfs bestimmt den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes. 
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